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7. Klausur für die Übung im Bürgerlichen Recht (Vordiplom) - SS 2004
A entschließt sich, Wohneigentum zu erwerben. Nach mehrwöchiger Suche schließt er am 02. Januar 2003 mit dem Unternehmer B einen (notariell beurkundeten) „Bauträgervertrag“ ab. B soll auf einem derzeit im Eigentum des B stehenden Grundstück als Generalunternehmer an ein die Vorstellungen des A angepasstes Zweifamilienhaus errichten. Nach Fertigstellung und Abnahme soll das Hausgrundstück dann an A übereignet werden. Eine der Wohnungen will A selbst nutzen, die andere will er vermieten. Im von B vorgelegten Standardvertrag ist deutlich sichtbar vermerkt: „Dieser Vertrag unterliegt unseren aus der Anlage I ersichtlichen Allgemeinen Geschäftsbedingungen.“ Die AGB in Anlage I des Vertragsbogens enthalten u.a. folgende Bestimmungen:

§ 10    Mängelansprüche

...

4. 
(1) Ist für die Mängelansprüche keine besondere Verjährungsfrist im obigen Vertrag vereinbart, so beträgt sie für Bauwerke 4 Jahre,  ...

(2) Die Frist beginnt mit der Abnahme der gesamten Leistung; nur für in sich abgeschlossene Teile der Leistung beginnt sie mit der Teilabnahme.

…

7. 
(1) Bei schuldhaft verursachten Mängeln haftet der Auftragnehmer für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

(2) Bei vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Mängeln haftet er für alle Schäden.

(3) Im übrigen haftet der Auftragnehmer für mangelbedingte Schäden nicht, außer es handelt sich um Schäden unmittelbar am herzustellenden oder zu bearbeitenden Bauwerk, die der Auftragnehmer persönlich verschuldet hat.

Am 31. August 2003 ist das Gebäude fertig. Am folgenden Tag wird es von A abgenommen und an ihn übergeben. A zahlt die vereinbarte Vergütung und wird einige Zeit später Eigentümer des Grundstücks. 

Am 01. Oktober 2008 kommt es zu einem Rohrbruch mit erheblichem Wasserschaden. Statt den in der Leistungsbeschreibung angegebenen Rohren hat der Subunternehmer S an der betreffenden Stelle bewusst ein paar billigere, qualitativ minderwertige Rohre verlegt, weil er von den vorgesehenen Rohren nicht genug vorrätig hatte. Eine Nachbestellung hätte zu einer Verzögerung des Baus und zu einer Konventionalstrafe für S geführt. B’s angestelltem Bauleiter L, welchem Aufsicht und Kontrolle der Arbeiten des S oblag, ist zwar kurz aufgefallen, dass auf der Baustelle nicht eingeplante Billigrohre bereitlagen. L hatte sich auch vorgenommen, den S daraufhin anzusprechen. Vor lauter Stress hat L im weiteren Verlauf der Bauausführung diesen Punkt aber schlicht vergessen. Die Belastbarkeit und Haltbarkeit der Billigrohre entspricht nicht den üblichen Anforderungen. In 5 % der Fälle halten sie schon nach 4-5 Jahren der üblichen Belastung nicht mehr stand, so auch hier. Mit den in der Leistungsbeschreibung angegebenen Rohren wäre ein entsprechender Schaden mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht aufgetreten.

A teilt dem B den Schaden umgehend telefonisch mit und fordert ihn zur Beseitigung der Schäden auf. B entgegnet, in den nächsten 4 Wochen habe er keine Arbeitskräfte dafür zur Verfügung, er könne zurzeit also auf keinen Fall etwas machen. Solange will A den Schaden in seinem Wohnhaus aber nicht ertragen müssen. Daher beauftragt er B’s Konkurrenten C mit der Instandsetzung. Die Kosten für den Ersatz der defekten Wasserleitung durch neue, der ursprünglichen Leistungsbeschreibung entsprechende Rohre belaufen sich auf € 600,-. Die Behebung des Wasserschadens an der betroffenen (nicht tapezierten) Wand kostet € 200,-. Außerdem ist ein nicht von B, sondern erst später von einem anderen Unternehmer verlegter Parkettboden betroffen. Dessen Ausbesserung kostet weitere € 400,-. 

A verlangt von B Zahlung von € 1.200,-. B beruft sich auf Verjährung, hilfsweise auf den Vorrang seines Nachbesserungsrechtes. Außerdem macht B geltend, er habe (dies ist zutreffend) L und S sorgfältig ausgesucht und gut überwacht. L sei immer sehr zuverlässig gewesen, und damit, dass S absichtlich minderwertige Sachen einbaue, habe er nicht rechnen und es folglich auch nicht bemerken müssen. S ist mittlerweile insolvent, L nach Südamerika ausgewandert.

Was kann A von B verlangen? 

Abwandlung:

Ändert sich etwas, wenn sich der Rohrbruch schon am 01. Oktober 2007 ereignet? Außerdem hat B den unerfahrenen L nicht nach dessen völlig unzureichender Qualifikation als Bauleiter ausgesucht, sondern weil er sein Neffe ist. L war nur von Ende 2002 bis Ende 2003 Bauleiter, wurde in dieser Zeit trotz einiger Fehler kaum überwacht und schließlich mit einer anderen Aufgabe im Unternehmen betraut.

Hinweis: 
Informieren Sie sich über den Stand in Rechtsprechung und Lehre zu den Weiterfresserschäden
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